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7827 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Gesundheitsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 4. Dezember 2007 betreffend eine 
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitswesens 

Im Rahmen des vorgezogenen Finanzausgleichs wurde eine neue Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG 
über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens verhandelt. 
Nach intensiven Verhandlungen einigten sich die Vertragsparteien im Sinne einer 
patient/inn/enorientierten und wohnortnahen Gesundheitsversorgung auf die Weiterführung der mit der 
Gesundheitsreform 2005 eingeleiteten Organisations- und Finanzierungsreform, die insbesondere die 
Kooperation zwischen den einzelnen Sektoren des Gesundheitswesens weiter intensivieren soll. 
Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates beinhaltet folgende Zielsetzungen: 
- Überwindung der strikten Trennung der einzelnen Sektoren des Gesundheitswesens und Forcierung 

der Abstimmung in der Planung, Steuerung und Finanzierung des gesamten Gesundheitswesens 
- Langfristige Sicherstellung der Finanzierbarkeit des österreichischen Gesundheitswesens 
- Fortsetzung der Arbeiten zur flächendeckenden Sicherung und Verbesserung der Qualität im 

österreichischen Gesundheitswesen sowie zum Auf- und Ausbau der für das Gesundheitswesen 
maßgeblichen Informations- und Kommunikationstechnologien (wie ELGA, eCard, eHealth) 

Der Gesundheitsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 18. 
Dezember 2007 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin MMag. Barbara Eibinger. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Edgar Mayer, Franz Breiner, Dr. Erich Gumplmaier und 
Mag. Gerald Klug. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin MMag. Barbara Eibinger gewählt. 

Der Gesundheitsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 18. Dezember 2007 mit 
Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Wien, 2007 12 18 

 MMag. Barbara Eibinger Martina Diesner-Wais 
 Berichterstatterin Vorsitzende 


